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Die Abgeordneten zum Nationalrat Mag. Schweitzer, Ing. Nuß­

baumer und Kollegen haben am 22. 12. 1994 an mich eine 

schriftliche Anfrage mit der Nr. 297/J betreffend Lösungsmit­

telverordnung BGBl.Nr. 492/1991 gerichtet. Auf die - aus 

Gründen der besseren Übersichtlichkeit - in Kopie beige­

schlossene Anfrage beehre ich mich, folgendes mitzuteilen: 

Zur Lösungsmittelverordnung im allgemeinen: 

Generell möch~e ich festhalten, daß aie österreichische Lö­

sungsmittelve~ordnung, BGBl. Nr. 492/1991, nach mehrjährigen 

Verhandlungen mit den betroffenen Wirtschaftskreisen im Ein­

vernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angele­

genheiten erlassen wurde. 

Ziel dieser Regelung war und ist es, im Sinne der Zielsetzung 

des Ozongesetzes, BGBl. Nr. 1992/210, nämlich der Abwehr von 

Belastungen durch bodennahes Ozon, den Einsatz Ozon freiset­

zender Stoffe möglichst zu verringern. Dies hat zu einem 

Umstellungsprozeß in Richtung lösungsmittelarmer oder -freier 

Systeme geführt, der nachweislich einen Innovationsschub 

bewirkte. 
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Österreichische Standards punkto Lösungsmittel zählen zu den 

führenden Europas. Auch in anderen Staaten Europas und der 

Welt gibt es diesbezügliche Regelungen. Es sind höchst unter­

schiedliche Instrumente etwa aus Großbritannien, den Nieder­

landen, der Bundesrepublik, aus Schweden, der Schweiz, den 

USA (Clean Air Act) und den australischen Bundesstaaten be­

kannt. Alle Regelungen haben jedoch ein Ziel: die drastische 

Reduktion von flüchtigen Kohlenwasserstoffen und anderen 

Ozonvorläufersubstanzen. 

Die österreichische Verordnung fußt wesentlich auf dem Stand 

der Technik (Gewerbeordnung § 71 a) und orientiert sich an 

fortschrittlichen nationalen und internationalen Technologi-

en. 

Nach § 6 der Verordnung sind befristete Ausnahmen in jenen 

Bereichen möglich, in denen lösungsmittelarme Systeme noch 

nicht technisch ersetzt werden können oder es nachweislich 

keine anderen Verfahren nach dem Stand der Technik gibt. 

Der genannte Innovationsschub, der einerseits durch die Not­
; 

wendigkeit des Umwelt- und Arbeitnehmerschutzes, andererseits 

aber durch den weltweiten Rationalisierungsdruck ausgelöst 

wird, umfaßt für den Umweltschutz und die Wettbewerbs fähig­

keit wichtige material-, verfahrens- und anlagentechnische 

Neu- und Weiterentwicklungen, wie z.B.: 

* Kreislaufführung in der Vorbehandlung sowie Kreislauffüh-

rung von Kabinenwasser, 

* Wasser-, UV- und Pulverlackeinsatz, 

* Kreislaufführung des Oversprays (Lackrecycling) und 

* hocheffiziente elektrostatische Lackierverfahren, auch bei 

der Lackierung von Nichtleitern. 

Diese Entwicklungen lassen eine breite Anwendung mit enormen 

wirtschaftlichen Gewinnen in den unterschiedlichsten Indu­

striezweigen erkennen. 

\ 
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Die in Österreich aufgrund der Lösungsmittelverordnung getä­

tigten Investitionen haben nachweislich beachtliche wirt­

schaftliche Effekte (Wertschöpfung, Arbeitsplätze, Forschung 

und Entwicklung, Vertrieb etc.) ausgelöst. Im Rahmen der 

Umweltförderung wurden Investitionen in der Höhe von ca. 2 

Mrd ÖS für ca. 120 Betriebe ausgelöst. 

Zugleich wurde elne Reduktion von ca. 10.000 Tonnen an Lö­

sungsmittelemissionen erreicht. Diese Zahlen unterstreichen 

eindrucksvoll die bereits erzielten und nachweisbaren Erfol-

ge. 

Zu den Fragen im einzelnen: 

Es ist mir bekannt, daß derzeit lösungsmittelarme Beschich­

tungen bestimmte Teile von ÖNORMEN laut Aussage der betroffe­

nen Wirtschaftskreise nicht erfüllen. 

Da Verordnungen stets "stärkere Verbindlichkeit" haben als 

Normen - die ÖNORMEN sind per se rechtlich unverbindlich -

wurde bereits das Normungsinstitut ersucht, bei der Erstel­

lung neuer Normen auf die 1991 erlassene und veröffentlichte 

Verordnung Rücksicht zu nehmen beziehungsweise bestimmte 

Teile an die Bestimmungen der Verordnung anzupassen. 

Ausdruck der Hoheitsverwaltung des Staates ist u. a. die 

Kompetenz, Verordnungen zu erlassen. Beschließt der Ge­

setzgeber, in einer Verordnung auf ÖNORMEN zu verweisen, 

werden diese rechtlich verbindlich. Die Lösungsmittelverord­

nung, BGBl. Nr. 492/1991, verweist nur in § 4 Abs. 5 auf die 

ÖNORM B 2440. Alle anderen Normen werden von der Lösungsmit­

telverordnung nicht erfaßt. 
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Trotz der rechtlich eindeutigen Lage sehe ich als Umweltmini­

sterin ein Problem darin, wenn im Wege öffentlicher Aus­

schreibungen einer Verordnung zum Teil widersprechende ÖNOR­

MEN zum Bestandteil privatrechtlicher Verträge gemacht werden 

sollen. Ich habe daher alles in die Wege geleitet, damit 

dieser sicherlich unbefriedigende Zustand ein Ende findet. 

Konkret habe ich mich im Wege meiner Fachabteilung auch an 

das Österreichische Normungsinstitut gewandt. 

Selbst ohne irgendeine diesbezügliche Regelung kann aufgrund 

des erheblichen Lohn- und Kostengefälles gegenüber einigetV 

Nachbarstaaten eine Auslagerung nicht gänzlich ausgeschlossen 

werden. 

In jede Kostenbetrachtung müssen die volkswirtschaftlichen 

Kosten, die bei Unterlassung von Umweltschutzmaßnahmen, etwa 

infolge des Anstiegs von Ozonkonzentrationen, genauso mit-
I 

einfließen wie die betriebswirtschaftlichen Kosten. 

Was jene Betriebe betrifft, die unter § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 

3 Z. 1 fallen, so liegt mir eine Studie des Umweltbundesamtes 

über die Abschätzung des Emissionsreduktionspotentials aus 

Lackieranlagen aus 1994 vor, die auch ein mehrseitiges Kapi­

tel zur Kostenfrage enthält. 

Es muß jedoch auf die sehr unterschiedlichen individuellen 

Gegebenheiten von Klein- und Mittelbetrieben hingewiesen 

werden, sodaß Angaben über Kosten lediglich als Richtwerte zu 

verstehen sind. 
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Um die Klein~ und Mittelunternehmen aber nicht zu benachtei­

ligen, wurde in die Lösungsmittelverordnung 1991 der § 4 

Abs. 3 aufgenommen, der allen Betrieben, die nicht mehr als 

2000 kg/Jahr an Anstrichmitteln in der Betriebsanlage verwen­

den, diese gewerbliche Verwendung gestattet (§ 4 Abs. 3 Z. 

2). Bei Einhaltung der Mengenschwelle fallen daher keine 

zusätzlichen Kosten an. 

Bei derzeitigem Überschreiten der Mengenschwelle ist zu prü­

fen, ob und wieweit nicht durch die verschiedenen techni­

schen, aber auch organisatorischen und sonstigen Maßnahmen 

die Mengenschwellen unterschritten oder eingehalten werden 

können. 

In größeren Betrieben sind Maßnahmen gemäß § 4 Abs. 3 zu 

setzen, wobei generell die Reduktion der Lösungsmittelemis­

sionen im industriellen Bereich leichter fällt. 

Die durchschnittlichen Kosten werden daher wesentlich davon 

beeinflußt, inwieweit Primärmaßnahmen - d.h. der Einsatz 

lösungsmittelarmer oder lösungsmittelfreier Lacke, Pulver­

lacke, UV-Lacke, Wasserlacke und die damit verbundenen moder­

nen und effizienten Verfahren, Verbesserungen durch andere 

Auftragstechnologien, Steigerungen des Au~agswirkungsgrads 

etc. - oder Sekundärmaßnahmen zum Tragen kommen. 

Im Rahmen der betrieblichen Umweltförderung nach dem Umwelt­

förderungsgesetz wurde von 1990 bis 1993 eine Förderungsak­

tion durchgeführt, die die Reduktion von organischen Lösungs­

mitteln, die bei der Beschichtung von Oberflächen frei wer­

den, zum Ziel hatte. Die umweltrelevanten Investitionskosten 

pro kg reduzierter Schadstoff betrugen bei dieser Aktion im 

Durchschnitt 50,4 S/kg aufgeteilt auf 10 Jahre, was der mitt­

leren Nutzungsdauer der Anlagen entspricht. Bei den geförder­

ten Umstellungen und dem hier angeführten Kostenwert handelt 

es sich um einen Mischkostenwert. Die teureren Primärmaßnah­

men überwogen - nicht zuletzt auch wegen höherer Fördersätze 

durch den Bund - mit ca. 100/20 im Verhältnis zu den Sekun­

därmaßnahmen deutlich. 
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Die spezifischen Kosten von Sekundärmaßnahmen sind bis zu 

einer Zehnerpotenz geringer als jene von Verfahrensumstellun­

gen, jedoch bieten Primärmaßnahmen wesentlich größere Innova­

tions- und Rationalisierungspotentiale, die ebenfalls berück­

sichtigt werden müssen. 

In den USA und Europa rechnet man etwa allein bei den Kultur­

pflanzen mit jährlichen Ertragseinbußen von mindestens 10 bis 

15 %. Die Folgen heißerer Sommer nicht eingerechnet, befürch­

tet das Worldwatch-Institut Jahr für Jahr um 14 Hio Tonnen 

geringere Weltgetreideernten. Bodennahes Ozon ist auch ein 

Hauptfaktor für das Waldsterben sowie für in Langzeitversu­

chen erwiesene Gesundheitsschädigungen. 

Meinem Ressort sind keine diesbezüglichen Schätzungen be­

kannt. Als Motivation für private Anwender, die im 

Do-it-yourself-Verfahren benötigten Mengen im Inland zu kau­

fen, halte ich eine Marketing-Offensive des Farbenfachhandels 

(Beratung durch Fachleute etc.) für am zielführendsten. 
! 

Privatv~rbraucher werden nach dem 1. Jänner 1996 - im Gegen­

satz zum gewerblichen Verbraucher - keine der Lösungsmittel­

verordnung nicht entsprechenden Anstrichmittel mehr erhalten, 

da das Inverkehrsetzen nur mehr in bestinunten Fällen an Ge­

werbetreibende zulässig ist. Es erschiene jedoch nicht sinn­

voll, auch das Aufbrauchen der bei Privatverbrauchern vorhan­

denen Lackbestände zu verbieten. Daraus resultiert keinerlei 

Ungleichbehandlung, zumal nichtgewerbliche Letztverbraucher 

selbst bei intensivster Lackiertätigkeit kaum mehr Lösungs­

mittel verarbeiten können, als der Freigrenze für gewerbliche 

Verbraucher (15 kg/Tag bzw. 2000 kg/Jahr) entspricht. 
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Die Forderungen der Vereinigung Österreichischer Farbenfach­

händler (VÖF) sind mir bekannt. 

Eine Novellierung entsprechend den derzeit bekannten Gesamt­

forderungen der VÖF ist jedoch nicht geeignet, Ziele nach dem 

Ozongesetz sowie andere umweltpolitische Zielsetzungen in 

quantitativer, qualitativer sowie zeitlicher Hinsicht zu 

erreichen. 

Der forcierte Umstieg auf wasserverdünnbare Lacksysteme, in 

denen Wasser einen Teil der Lösungsmittel ersetzt, bringt 

insgesamt eine Entlastung der Umwelt. 

Im Sinne eines integrierten Umweltschutzes geht es um Maßnah­

men zur Emissionsverminderung sowie um Maßnahmen der Abfall­

vermeidung. Im Bereich der Lösemittelverwendung sind beide 

Gesichtspunkte aufs engste miteinander verknüpft. Die Gefahr 

einer unsachgemäßen Entsorgung besteht grundsätzlich immer, 

unabhängig vom Lösungsmittelgehalt einer Zubereitung. 

Lösungsmittel sind unterschiedlich stark flüchtige Kohlenwas­

serstoffverbindungen. Die flüchtigen Bestandteile der Lacke 
....... ,: 

belasten als Schadstoff die Atmosphäre. Bei unsachgemäßer 

Entsorgung belasten die organischen Lösungsmittel Grundwasser 

und Boden. 

Durch die Verordnung, die auf dem hohen Technologiestand der 

österreichischen Lackhersteller aufbauen konnte, werden ver­

stärkt Lösungsmittel auf Kohlenwasserstoffbasis durch andere 

Technologien ersetzt. 

Auch bei der Verarbeitung von Wasserlacken, gleich welcher 

Rohstoffbasis, entstehen Abfälle, die sachgemäß entsorgt wer­

den müssen. 
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Bei einer bestimmungsgemäßen Verwendung und Entsorgung ent­

sprechend der gegebenen Produktkennzeichnung ist eine zusätz­

liche Belastung für die Grund- und Abwassersituation nicht 

gegeben. 

Im Zusammenhang mit Lösungsmitteln, die ausschließlich durch 

einfache physikalische Verfahren wie Extraktion oder Destil­

lation aus land- und forstwirtschaftlichen Kulturen oder 

Erzeugnissen gewonnen werden ist festzuhalten, daß die Ver-

.ordnung diese nicht grundsätzlich zuläßt. 

Insbesondere in § 6 Abs. 2 wird die Weiterverwendung vom 

Nachweis von technischen Gründen und daneben auch von einer 

gesamtökologisch im Vergleich zu Substituten günstigeren 

Bilanz abhängig gemacht. 

Im zitierten Paragraphen findet sich die Notwendigkeit einer 

integrierten Betrachtung des Produkt lebens zyklus ( ... sind 

vom Verbot des Inverkehrsetzens aus~enommen, soweit ein ... 

erhöhter Lösungsmittelanteil für die vorgesehen Verwendung 

aus technischen Gründen erforderlich ist und für denselben 

Verwendungs zweck nicht eine andere Produktgruppe verfügbar 

ist, deren Auswirkungen auf die Umwelt unter Berücksichtigung 

der Herstellung, Verwendung und Beseitigung insgesamt günsti­

ger zu beurteilen ist). 

Die Lösungsmittelverordnung nimmt generell auf den Schutz der 

Umwelt und die Gesundheit der Arbeitnehmer bei der Verwendung 

von Lösungsmitteln Rücksicht, insbesondere durch die Bestim­

mungen über Benzol, chlorierte Kohlenwasserstoffe und Aroma­

ten, aber auch über Aceton. 
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Die Differenzierung nach Human- odeL Umweltverträglichkeit 

stößt jedoch aufgrund der Vielfalt an eingesetzten Lösungs­

mitteln und den mit einer solchen Auf teilung verbundenen 

Aufwand bald an ihre Grenzen; dies umso mehr, als die Grenze 

zwischen Human- und Umweltverträglichkeit fließend ist. 

ad 10 

Viele FLagestellungen auf den vier Stufen einer Ökobilanz, 

der Zieldefinition, der Sachbilanz, deL Wirkungsbilanz und 

der Zielbewertung von Ökobilanzen sind noch nicht ausLeichend 

und einheitlich festgelegt. 

Sind Ökobilanzen jedoch einmal hinsichtlich Methodik, Materi­

al, insbesonders Validität und Publikationsmöglichkeit von 

Daten, Verfahrensfragen, durchführender Stelle und Bewer­

tungskonzept von breitem wissenschaftlichervund gesellschaft­

liche~,Konsens getragen, so werden ihre ELgebnisse in Zukunft 

die Weichen im produkt- und dienstleistungsbezogenen Umwelt­

schutz stellen. 

Insbesonders Bewertungsschritte und -ansätze sind dULch die 

Integration qualitativer Aspekte lm Gegensatz zu den vorwie­

gend quantifizierbaren Daten der Sachbilanz demnach der 

Schwachpunkt einer Ökobilanz und sollten daher möglichst 

transparent und konsensual erfolgen. 

Prioritäten wurden in Österreich vor allem durch das Ozonge­

setz und die Entschließung des Nationalrats vom 2. ApLil 199jL 

gesetzt, die die Grundsatzentscheidung der Lösungsmittelver­

ordnung bestätigt hat. 

Ich habe meinen Willen, einen Umstellungsprozeß in Richtung 

lösungsmittelarmer oder -freier Systeme herbeizuführen, klar 

und wiederholt zum Ausdruck gebracht. 
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In der Bundesrepublik Deutschland hat das Fraunhofer-Institut 

für Produkt ions technik und Automatisierung in Stuttgart ein 

rechnerunterstütztes System entwickelt und konkrete Fall­

beispiele betrachtet. 

Bei der Durchführung von Planungs- und Optimierungsprojekten 

mit Hilfe dieses Systems konnten wesentliche Verbesserungen 

zur Reduzierung der Kosten und der Umweltbelastungen erreicht 

werden. Verantwortlich dafür ist eine bessere und schnellere 

Abschätzung von Technologiealternativen und Rationalisie­

rungspotentialen. 

Ein anderes Institut in Stuttgart führt ein Projekt der ganz­

heitlichen Betrachtung der Pulverlacktechnologie im Vergleich 

zu Wasser- und Lösungsmittellacken durch. 

In den bisher zugänglichen Ökobilanzen schneiden lösungsmit­

telarme Beschichtungen hervorragend ab. 

Klarerweise ist eine Prüfung der betriebsindividuellen Situa­

tion, der optimierten Situation und der unterschiedlichen 

potentiellen Technologien, der geforderten Qualitäten, der 

Recyclingfähigkeit von Stoffströmen etc. erforderlich. 

Eine ganzheitliche Bilanzierung, gegebenenfalls mit geeigne­

ten Planungsbüros erarbeitet, kann den Unternehmen als Werk­

zeug zur Optimierung helfen. Entscheidend wird sein, das Ziel 

umweltgerechterer Lackiertechnologien und -systeme durch das 

Finden von betriebsindividuellen Lösungen zu erreichen. 
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BEILAGE 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an die Frau Bundesministerinfur Umweit, 
Jugend und Familie folgende 

~ 

.' 

, ... 

Anfrage 

Ist Ihnen bekannt. daß aufgruna der Läsungsmittelverordnung osterreichische Firmen 
bestimmte ONOR..i\1EN bel offemlrchen Ausschreibungen nicht mehr errl.illen konnen ? 

Können Sie ausschließen. daß aufgrund der Bestirnrrrungen in der Lösungsminelverordnung 
eS zu einer Auslager~!1g von Lackierungs- I.md Beschichrungsarbei!en U1 da,;; benachbarte 
Ausland kommen wmi ,) 

Gibt es \/on Selten fhres Ressons Schatzungen wie hoch die durc.b.schnittlichen Kosten der 
Schutzeinrichrungen ruf Klein- und Mittelbetriebe sein werden. die '!ntsprechend ~ 3 Abs . .: 
bzw. § 4 Abs. 3 LösungsmtneJverordnung weiterhin Lösungsmine!zubere:rru.ngen 
verwenden wollen ') 

Wie hoch schatzen Sie den Anteil sogenannter "Kofferraumimpone" \'on 
Losungsmmellacken.. die nach osterreichischen Bestimmungen im [nland rucht In Verkehr 
3esetzt werden dürfen. durch private Anwender .) 

Sehen Sie eine Mögiichkeit. auch fut prwate Anwender eine Regeiung berreffend der 
Lösungsmittel entsprechend der geittmden Lösungsmitteiverordnung zu treffen ? 

') Sind Ihnen die Forrierungen der VereiniguIlg osterret«.:hischer Farbenfachbandler (VÖF) in 
bezug auf die Losungsmiuciverordnung bdcannt ? Wenn ja., würden sie eine NoveUier'.lng 
der Losungsmittelverorrinung entsprechend den Forderungen der VOF hdUrworten ? 

Wie beunetien Sie den Umstand.. daß der forome'eInStIeg auf',7,,'asserioslicheFarben und 
Lacke zwar rUr die Lun eme teüwe1se Entlastung rrut slcn bnngt. aber fur die Abwasser­
und Grunawassersmwlon eine zusatziiche Beiasrung bedeuten wird! 

:3 Wie beuneIien Sie oen Umstand.. d.'lJ3 Losungsmmei pflanzlicher Herkunn 'tltle erv .. a 
CitrUsschalenoi~ und T erpeminole bei einem Masseanteii von uber 10% ais 
wassergerahrdend und photosmogbildend geiten 'I 

() Würden Sie im Zuge emer Noveiherung der Losungsminelverordnung dJe getrenme 
Beurteliung yon Losungsmmeln nacn deren Human- bzw Umweirvernaglichkeit 
befurworten ') 

i 0 Gibt es von selten ihres Ressorts LJ'beriegungeo. zur ErStellung von Oko - Bilanzen fur 
lösungsmineihältige b~·. wasseriäsliche AnstrichsySIeme ? 

Wien. am - -: ::eZ6T'.oe!." l. 994 
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